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Textl ic_~~_ Fe~tsetzungen zum Bebauungspl an "öl ackern. rleil heim 

In Ergänzung zur Plandarstel'lung werden folgeJ1d~!~xtliche Festsetzungen 

,getroffen ~ 

A. P!anungsrechtliche Festsetzungen 

Nach § 9 Abs. 1 ßundesbaugesetz (BBauG) in der Fassung vom 18.8.1976 
(BGBl. I S. 2256) mit den Änderungen der Beschleunigungsnovelle vom 
6.7.1979 (BtBl. I S. 949) in Verbindung mit den §§ 1 - 27 der Verordnung 
Uber die bauliche Nutzung der GrundstUcke (ßauNVO) in der Fassung vom 
15.9.1977 (8GB1. r S. 1763) wird festgesetzt: 

1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 BBauG und §§ 1 - 15 RauNVO) 

Für das allgemeine \')ohngebiet wird festgesetzt, daß in Teilbe-
reichen pro Wohngebäude max. 2 Wohnungen zul~ssig sind. (siehe 
Planeintraq!) 

1. 2. Fl €iche" für den Gemei nbedarf 

In den Flächen fUr den Gemeinbedarf sind die Nutzungen entsprechend 
den F.intragungen ItKindergarten'l. lIt-1ehrzweckhalle" '(einschl ießlich 
der Fläche fUr die notwendigen Stellplätze) näher definiert. 

2. ~1'aß der_b_a_l!..lichen NutzuM 

(§ 9 Abs. 1 7iff. 1 BRauS, § 9 Abs. 2 BBauG und §§ 16 - 21a BauNVO) 

Stellplätze und Garagen in Vollgeschossen oder anrechenbaren Geschossen 
werden in An\'Jendung von § 21a Abs. 4 BauNVO bei der Ermittl ung der Ge-
schoßflächen nicht angerechnet. 
In Teilbereichen wird die max, Ba~tiefe festgesetzt, (siehe Planeintrag!) 

Die Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH) darf max. 0,50 m Uber der zugeordneten 
Straßenhöhe 1 i egen (Straßenachse , Grundstücksmi tte). Ausnahms\'Je; se darf 
diese maximale EFH-Höhe bis zu 0,50 m Uberschritten werden. sofern dies 
aus entwässerungstechnischen GrUnden erforderlich ist. 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 liff. 2 ßBauG und § 22 BauNVO) 
FUr das Baugebiet werden fnlg~nde Bauweisen festgesetzt: 

1. offene Bauweise, teilweise mit rJeiteren Einschränkungen (siehe 
Planeintrag), 

2. ab\'/eichende Bauweise "al": nur Einzelhäuser zulässig. offene Bauweise. 
SOv-'rit an der nördlichen Grundstücksgrenze eine gemeinsame Wegrarzelle 
anschließt, i5t zu dieser Wegparzelle ein Mindestgrenzabstand von 
1 m zuläss1~. 

3. abwe1 ch~nde Ra~we~ se "a?": Ketten~äu ser. , ~n der Os~grenze des Bau-
grundst Ucks mub e1n mint!. 5 m bre1ter zwelgeschosslger Grenzbau et~­

richtet werden, an der Westgrenze (beim Endtyp: westl. Baugrenze) 
ein m1nd. 5 m breiter e1ngeschossiger Grenzbau. 
Die beiden Geh:iudet.l'?ile sind Utn 1 bis 3 f1) q~gf'n ~ inand~r zu '<Ierstaffeln, 

4. ahw~ic~end e Bauweise "a3": Doppelhäuser. An der öst lichen H ~ lfte der 
iiherbatJhal~ e n (;rundstUck5fl äche ist ein zl.'J0igp.schossiges Gehäudeteil 
zu erricht en (rnax. Breitel'

m
m), im Ubr i <Jen B~reich ein eingeschossiCJes 

Gebäudeteil . 0 



.-------~- - -- ~ - ~ . --
, 4. Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 BBauG) 
Die Stellung der HJuptbaukörper wird durch die Firstrichtunq verbindlich 
festgesetzt (siehe Planeintrag!) 

5. !'lebenanlagen 
(§ 14 ßauNVO) 

Im allgemeinen Wohngebiet sind Nebenanlagen als Gebäude im Sinne des § 2 
(2) LBO bis zu einer Größe von 30 cbm zul~ssig. 

6. _ ~ _ a..! _ ~g _ ~n. _ ~l' ~ ~te l~p_l ätz~ 

(§ 9 Abs. 1 7iff. 4 BBauG) 
Auf den Gt'undstUcken mit den Bau\'Ieisen,O! & . & sind alle notwendigen 
Stell pl ätze und Garaqen auch außerhal b der liberbaubaren GrundstUcksfl äche 
zulässig. In den übrigen Bereichen ist nur je'Jleils 1 notwendiger Stell-
pl atz pro Gebäude außer:ha 1 b dei4 Liberballbaren Fl äche und den ausgewi esenen 
Gari'lgenbauf l i1' chen u St~llplahflächen zulässig, 

Bei längsseit iger paralleler Anordnung der Gara~en zur P l anstraß~ A i st 
ein Mindestabstand von 2 m vom Gehweg einzuhalt en. 

7. Uffent 1 i ehe Gr'ünfl äcl e 

(0 9 .~bs. 1 Ziff. 15 BBauG) 
Die im Plan ausgewiesenen öffentl ichen GrUnf"lächen sind durch Finschrieb 
"K in de~~spielp1ntz" , "Landgraben", "Verkehrsgrün" in ihrer Nutzung f est-
qesetz t. 

8. Fl ächen für' Geh-, rahr-__ ~nd _ l:-_~ J.! ~9..~ !._ echte. 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 21 BBauG) 

Die ei ngetragenen Fl i::chen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte \'Ierden fUr 
die verkehrli ehe Erschließung sowie fUr die Ver- und Entsorgung der hi nter-
liegenden ßaugrundstUcke fest~esetzt. 

9. Pflanzgebot 
(§ 9 Abs. 1 Ziff. 25 ßBauG) 

Oie Standorte für die festgesetzten Einzelbäume können ausnahmsweisp. wegen 
not\'iendiger Zufah.rten. Stellplätze, Garagen oder unterirdische Leitungen 
bis zu 3 m versetzt werden. 

Auf den einzelnen BaugrundstUcken ist mindestens 1 bodenständiger Laub-
baum je 100 qm nicht Uberbauter Grundstückfläche anzupflanzen und zu 
erhalten. (Vorschlag siehe Gestaltungsplan) 

10. Flächen und Aufschüttungen 
(§ 9 Abs. 1 Ziff. 17 und 2d ßBauG) 
Zur ,Abwehr bzw. ~l inderung des Lärmes vom Eingangsberei ch der Mehrzweck-
halle und des Kinder$pielplatzes~ wird in der GrUnfläche zwischen Mehr-
zwecl<halle und I'Johnbebauung eine Fläche für die Aufschiittung eines 
Erdwalles festgp.setzt. 



E. BauordnungsY'eehtl i ehe . Fes~.?~.tlU.!'g~~ 

Gemäß § 111 der Landesbauordnung für ßaden-I~Urttemberg (LBO) vom 20.6.1972 
(GB1. S. 352)~ zuletzt qeändert am 12. Februar 19BO (GB1. S. 116) werden 
folgende Festsetzungen getroffen: 

1. Dachgestaltung 
Die im Plan eingetl~agene Dachform ist verbindlich. Als Ausnahme kann eine 
Ab\valmung von Dachflächen zugelassen werden. Dachaufbauten oder Einschnitte 
sind nur bis zu 1/3 der jeweiligen Gebäudeseite zul~ssig. Sämt6iche Garagen 
und sonstice r~ebenaebäude sind mit 'lpnAil'Jt,oOI'II lIach mit !'lind. 20 Ne;~ung 

auszufUhren. 
Für die Dächer is t nur eine rote bis rothraune Tonziegel- oder durchge-
färbte Betonpfa~nendeckun0 zulässig. (Farbtöne 2001 u. 8004 des Farb-
registers RAL ß40 - KJ des Deutschen Imst1tuts fUr GUtesicherung und 
KennzeichnL!ng. ) 

2. Baukörpergestaltung 

ßei Hausgruppen und Doppelhtiusern sind die Einzelgebäude um mind. 1 m 
und max. 3 m gegeneinander zu versetze~. 

3. Außen'vJände 

01e Außenw~nd~ der HauptgebKude sind n~r in den ortsUblichen Materialien 
Putz und Holz, zulässig. Ausnahms'vleise können andere Materialien (wie z.B. 
Stahl, Glas) zur Gl iedet'ung des. Gebäudes in geringem Umfang yen/endet 
werden. 
Nebenanlagen als Gebäude (wie z.B. Fahrrad-, Geräte-. Trockenr~ume, Klefn-
tierställe. GeschirrhUtten) sind nur mit Holzverschalung zul~ssig. 

4. Stellplätze~ Zufahrten, __ ~~gänge 
Oie Stellplätze, Zufahrts- und Stauraumflächen sind mit Pflastersteinen, 
Rasensteinen oder wassergebundener Schotterdecke ~erzustellen. 

pflanzen. 
Der Höhenunterschied zwischen vorhandernem und geplantem Gelände darf an 
der Grenze zum NachbargrundstUck 0,5 m nicht Uberschreiten. 
Abgrabungen zur Schaffung von Wohnraum in Untergeschossen sind unzulässig. 

f) . yl e '(' b e:.~!: ~ ! ~g~~ 

Werbeanlaqen sind nur an der Stätte der Leistung unterhalb der Traufe 
bis ma x. 2 qm zu 1 ä S S 1 9 . 
P,akatanschl agtafeln sowie eine Bel euchtung der ~erbeanlagen sind unzu-
lässig. 

Violette Änderung lo.ut Semeinrlernts beschluss 
vom 16. Juli 19ß~ 



VERFAHRENSVERMERKE: 

1. AUFSTELLUNGSBESCHL~S 

Die Aufstellung des Bebauungsr1anes wurde 

nach Empfehlung des Ortschaft~ri'ltes 

rUb i.o.gen,::-. WeHh.ei m , 
am . 27. ... 0.5.190.2. gemäß § 2 Abs. 

(11 Bundesbau(}esetz IBBtluGI in äffe nt-

lieher SitZlJng '~om Gp.meinderLlt der Uni-

versitatsstadt Tiibingen am .1.4 .. 06 J9ßl, 
beschlossen und am .25, . .06,,1.9.82, 
äffentl ich bekanntgemacht. 

2. BURGERBETEIlIGUNG 

Die Bürgerheteiligung gemi:ig § 2 a Abs. (1) 

BBallG erfolgte am.3D . .0.6 . ...1982." 
und in der Zeit vom , .1...07..1.9,82 ~ . 

bis 14.0.7. 1982. 

3. AUS L EG UNGSBESCHLUSS 

Dp.r Gern", inder:a eier lJn ivp.rsitätsstadt 

Tijbingen hat nach Empfehlungsbesc.hlulS 

, r"b' des Ortschaftsralcs, ... 1,1. ' lOgen, -
We.ilheim .. .. vom 9...Q6.J.~6~ . , 

den Bebauungsplan als Entwurf 

am 2,8 ... 05 .. .1983 , .. ". gebilligt lind 

dessen öffen1:1 iche Auslegung beschlossen. 

4. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 

Der Bebauungsplanemwurf hat mit Begrün-

dung gemäß § 2 a Abs. (6) BBauG nClch 

vorher igcr ortsübl ieher BekanntmClch u n9 

in eier Zelt vom .. L09J963 
bis .3.9., 09 . .1983 ... " beim BiJrgerl11cister-

amt TLibmgen öffentlich ausgelegen. 

5. SATZUNGSBESCH LUSS 

Der BebauunrJ'.plan wurde nach vorheriger 

Empfehlung des Ortschaftsrates 

.. W..~ltHf'JM gp.lTläß fl 10 

BBau'G vom Gemeinderat der Universltats-

stadt TLjbingen in öfffmtlicher Sitzung 

am . ~ . 8..l1.19 ! 83und(lI1L als Satzung 
, lS.07.1984 
besch lossen. 

6. GENEHMIG ~ UNG 

_Der Bebau\:I...llil..1Qlan wurdeqe!1l.3ß § 11 BBauG 
. I . 

mi t Erlaß des Reg. Pri=is. Tijbingen 

·vom15.AlJgust 19B.4 I ~lr.13-42/~12.'-
. ' 1018/84 

genehmigt. 

7. INKRAFTTRETEN 

Die Genehmigunu des Bebauungsplanes 

wurde gemäß § 12 BBauG am 22. OBJ964 ... 
ol'tslibl iche bekanntgema~t1t . 

Mit dieser BekanntmaehlJng wurde rlf!r 

Bebauu ngs-plan rechtsverb i nd I ich. 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tübinger Höhen
 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  
Teil des Bebauungsplans handelt es sich  
um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


